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I. vERSTANDIGUNG voN DER TÜuRuNG EINEs
ERMTTTLUNGSVERFAHRENS (§ 50 STPOI

II. AUFFORDERUNG ZUR ABGA,BE EINER STELLUNGNAHME

147 {S}, §48 ä" Fatl; {56 Stffiffi

l: Gegen Hubert FREIDL wurde unter einem ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts

das Verbrechens des gewerbsmäßig schweren Betrugs nach §§ 146, 147 Abs 3, 148 2. Fall

SIGB und des Verbrechens der betrtigerischen Krida nach § 156 Abs 1 und 2 StGB

eingeleitet.

Dieses Ermittlungsverfahren hat im Hinblick auf den Beschluss des OberlandeSgerlchts \Men

vom 12. April 2016, AZ22 Bs 5/16q nur solche präsumtive Täuschungshandlungen, die nach

dem 12. April 2015 gesetzt wurden, zum Gegenstand.

Nach der Strafprozessordnung stehen dem Beschuldiqten insbesondere folqende Rechte zu:

1. einen Verteidiger zu wählen (§ 58 StPO) und einen Verfahrenshilfeverteicttger zu

erhalten (§§ 61 und 62 SIPO),

2. Akteneinsicht zu nehmen (§§ 51 bis 53 SIPO),

3. sich zum Vonrurf zu äußern oder nicht auszusagen sowie nach Maßgabe der ss 58,

t vsn4

JU IIZ

§TR&FSA*I{H;
Gegen:
Hubert FREIDL ua.



59 Abs. 1 und 1M Abs. 1 StPO mit einem Verteidiger Kontakt aufzunehmen und sich

mit ihm zu besprechen,

4- einen Verteidiger seiner Vemehmung beizuziehen (§ 164 Abs. 2 StPO),

5. dieAufuahme von Beweisen zu beantragen (§ 55 StPOi,

6. Einsprucn vvegen der VerleEung eines subjektiven Rechts zu erheben (§ 106 SIFO),

7. Beschwerde gegen die gerichtliche Bewilligunq von Zwanqsmitteln zu erheben {§ 87

stPo),

8. die Einstellung des Ermittlungsverfahrens zu beantragen (§ 108 StPO),

L an der Hauptverhandlung, an einer kontradiktorischen Vemehmung von Zeugen und

Mitbeschuldigten (§ 165 Abs. 2 StPO), an einer Betundaufnahme (§ 127 Abs. 2 SIPO)

und an einer Tatrekonstruktion (§ 150 SIPO) teilzunehmen,

10. Rechtsmrttel und Rechtsbehelfe zu erheben,

11" Übersetzungshilfe zu erhalten (§ 56 SIPO).

ll. Dem Beschuldigten wird hiermit zwec,ks Gewährung rechtlichen Gehörs Gelegenheit

gegeben, binnen 2 Monaten eine scfrriftliche Stellungnahme zu den Tatvorwürfen abzugeben.

lnsbesondere möge zu den zahlreichen im Akt einliegenden gerichtlichen Entscheidungen

Stellung genommen vyerden, in welchen unter anderem konsfiatiert wird, dass

1. die beklagte Partei der klagenden Paftei im Falle einer lnvestition einen Gewinn bzw

ein ,,passives Ein$<omrrren" in Ausslcht gesteltt hat {vgt
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2. die beklagte Partei die beworbene tnvestition in eine ,,Cloud" derart dargestellt hat,

dass die klagende Partei das eingesetzte Kapital nach einer gewissen Zeit zurück

erhalts und ausätz§ich rfiüftfrt§iche Auszahlungen hekürr]nfte {üN

3. die beklagte Partei den Eindruck vermittelt hat, dass das investierte Geld für die

klagende Fartel arbeiten und sich verrfiehren werde {ON

4. die beklagte Partei ihr Geschäftsmodell als risikolos dargestellt hat (ON

5. die beklagte Partei die schriftlichen Vertragsbestimmungen bewusst verwirrend und

intransparent formuliert hat, um den tatsächlichen Vertragsinhalt der klagenden Partei

gegenüber zu verschleiern {CN

6. die beklagte Partei die klagende Partei über Art und Umfang der getätigten tnvestition

in betrügerischer Absicht getäuscht habe (üN

ffi
7. werthaltige Gegenleistungen der beklagten Partei nicht feststellbar sind

8. Insbesondere möge zu nachfolgenden Konstatierungen des BG Liezen, M 2 C 63712ü$r

(ON 47.2, 211), Stellung genommen werden:

"Das Sysfem der Beklagten ist auf eine laufende Zdührung von Kapital ausgerichtet, ohne

dass den Zahlungen durch die sogenannten Mitglieder der Vertiebsmittler eine

nennenswerte Gegenleistung gegenüber steht. Mit inhafttich nicht nachvollziehbaren Begriffen

wie beispielswetse ,,Freundschaftsbanus",, .Lyoness-Treueptqramm", ,,Balance-Programm*

der ,,Kaniere-Prqramm" wird versucht, künftigen Mitglieder und Lyconet-Marketem durch

undurchsichtige Versprechungen den Eindruck zu vermitteln, das Geschäßmodett wür&
einen wirtschaftlicliön Sinn geben. Aus der Gesamtheit der den Vefirägen zugrunde getegten

Vereinbarungen und Bedingungen t§ zu schließen, dass die Einkaufsgemeinschafr nur dazu
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dient, durch Einbringung von Kapital darch neue Mitglieder bzw. Marketer, denjenigen

Persanen, die an der Spitze dÄsses Sysfems stehen, dl'eses ohne nennensvvefte

Gegenleistung zuzuführen. Auch die in den AGB enthaltenen Kauseln, berspieleweise jene

hinsichtlich der sryenannten ,unabhängigen Lyoonet-Mad<etef dienen nur dazu, die

rechtliche Steütfig der Vertragspartner der Beklagten zu verschleeffiem, indem diesen die

Stellung eines selbständigen Untemehmers vorgetäuschf ,wlrd. Die dort femer genannte

Atlsübung einer gewerblichen Tätigkeit des ,,Markefers" ist wie der Großteil des vorliegenden

Klauselwerks inhaltsleer und mündet nach Efirlämtng der sogenannten ,,Lifeline" und der nicht

verständtichen ,,shopping-Points" tetzttick &n4 dass dem Kunden eröffnet wird, dass die van

ihm als ,,Marketef geleisteten Zaklangen von der Beklaglen nicht zurückerstattet werden.

Ähnliches gilt für den Kavf &r ,,Rabatt-Gutscheine", deren Funldion und lnhalt auch nach

ge n a u e m Studiu m der Gescf,ä fr sb ed i ng u n ge n v oll kom me n u n kl a r bl e i bt."

9. \Ä&iters möge auch zu nachfolgenden Konstatierungen des BG Neulengbach, M 2 C

749120x (ON 62.8), Stellung genommen werden:

,Tatsächlich sind die Verträge der beklagba Parteiso ausgesfalfef, dass für den einzelnen

,Maftetef eine gewinnbringende Tätigkeit quasi ausgescfilossen ,sf. Es wird mitteß

ansprechenden Grafiken und Beispielen (siehe Lyconet Compensation Plan) suggefrierf, das§

erheblbhe Einkilnfre generiert werden könnten." (S. 11)

,Damit zeigt sich, dass die Einzahtungen des Kägers jedenfalls zu keinen wiftschaftlich

rebvanten Auszahlungen führen konnten. Der Erwerb afi§s Rabattgutscherhes kann keinertei

Gewinne enielen. Angeworbene Kunden mfisslen monatlich aäsfrus hahe Umsätze bei

Partneruntemehmen eruielen, dass zulnlndest ein halbwegs Vemünftiges monatliches

Einkommen des Ma*eters ent*teht. Ob eine Cloud überhaupt zu nennenswerten

Ausschüttungen führen kann, bleibt ebenfalls mehr als fraglich.

All diese Umstände. werden dadurch ergänzt, dass, um anspruchsberechtigt zu bleiben,

monatlich wei&,te EUR 50,- (5A Shopping Points) einbezahlt werden ffiüssen.

Das Veftragswe* der beklagten Partei ist daher in Wahrttdfr darauf ausgelegt, die Marketer

mlt Gewinnversprechungen zu Einzahtungen zu bewqen und weitere Mitgfieder anzuwerben,

sodass die bektagte Pafteidavon hohe Gewinne abschöpfen kann." (S. 13)
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